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meinverfügung öffentlich bekannt zu machen. Die Allgemeinver-
fügung liegt mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung bei 
der Stadt Fürth, Amt für Umwelt, Ordnung und Verbraucher-
schutz, Schwabacher Str. 170, 90763 Fürth, Zimmer 3.36, aus. Sie 
kann während der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen werden. 
Bitte vereinbaren Sie hierzu einen Termin unter oa@fuerth.de 
oder Telefon 0911 974 1447.
b) Die unter Ziff. 1.1 genannten Formulare können im Internet 
unter www.fuerth.de/hfa heruntergeladen sowie per E-Mail (oa@
fuerth.de), Telefon (0911/974-1447), Telefax (0911/974-1463) oder 
schriftlich (Stadt Fürth, Amt für Umwelt, Ordnung und Verbrau-
cherschutz, Schwabacher Str. 170, 90763 Fürth), angefordert wer-
den.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem Bayeri-
schen Verwaltungsgericht Ansbach, 91522 Ansbach schriftlich, 
zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftform-
ersatz zugelassenen Form.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Ver-
waltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis 
Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig.
Rechtsbehelfe gegen diese Allgemeinverfügung haben nach § 80 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) keine 
aufschiebende Wirkung; das bedeutet, dass die Allgemeinverfü-
gung auch dann zu befolgen ist, wenn er mit Klage angegriffen 
wird. Bei der Stadt Fürth, 90744 Fürth, kann die Aussetzung der 
Vollziehung oder beim vorgenannten Verwaltungsgericht kann 
die Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage beantragt 
werden (§ 80 Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 VwGO).

Fürth, 30.08.2022
Stadt Fürth
Im Auftrag
K r e i t i n g e r
berufsmäßiger Stadtrat

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) und der Ersten Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verordnung über kleine und mittlere 
Feuerungsanlagen- 1.BImSchV)
Ausnahmegenehmigung zur befristeten Wiederinbetriebnahme 
von älteren Holzfeuerungsanlagen nach 1. BImSchV
Die Stadt Fürth erlässt folgende

ALLGEMEINVERFÜGUNG:

1. Den Betreibern von Holzfeuerungsanlagen, welche dem 
Anwendungsbereich der 1. BImSchV unterliegen und nach 
den Fristenregelungen der §§ 25 und 26 der 1. BImSchV 
außer Betrieb genommen werden mussten, jedoch für ei-
nen Notbetrieb durch Erklärung gegenüber dem bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfeger betriebsbereit vor-
gehalten werden, wird, soweit sie den Betrieb einer Gas-
heizung ganz oder teilweise ersetzen, eine zeitlich befris-
tete Wiederinbetriebnahme unter folgenden Maßgaben 
gestattet:

1.1. Der Betreiber einer unter Nr. 1 beschriebenen Anlage hat 
vor der Aufnahme des Betriebs unter Vorlage der bei Still-
legung unterschriebenen Formulare „Merkblatt und Er-
klärung zur Stilllegung einer Einzelraumfeuerungsanlage 
bzw. einer zentralen Heizungsanlage für feste Brennstof-
fe“ (Anlagen 1 und 2) diesen der Stadt Fürth Amt für Um-
welt, Ordnung und Verbraucherschutz anzuzeigen.

1.2 Der Betreiber bestätigt, dass die Feuerungsanlage ledig-
lich stillgelegt, jedoch noch nicht abgebaut wurde, und 
dass damit der Betrieb einer Gasheizung ganz oder teil-
weise ersetzt wird.

1.3 Der Betreiber hat den zuständigen bevollmächtigten Be-
zirksschornsteinfeger über die Betriebsaufnahme zu un-
terrichten.

2. Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Notbetriebs 
sind die Vorgaben der unter Nr. 1.1 bezeichneten Merk-
blätter bei der Wiederinbetriebnahme sowie die Herstel-
lerangaben und die Anforderungen der 1. BImSchV zur 
Verwendung zugelassener und geeigneter Brennstoffe zu 
beachten. Die Verpflichtung zu einer jährlichen Überprü-
fung der Abgasanlage (Holzfeuerungsanlage) durch einen 
zugelassenen Schornsteinfegerbetrieb bleibt erhalten.

3. Die sofortige Vollziehung der Nr. 1 wird angeordnet.
4. Diese Allgemeinverfügung gilt gem. Art. 41 Abs. 4 des Bay-

erischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) am 
01.09.2022, 00:00 Uhr als bekanntgeben und wird mit Be-
kanntgabe wirksam. Die Bekanntmachung erfolgt durch 
die Veröffentlichung des Tenors im Internet am 30.08.2022 
(Art. 27a BayVwVfG).

5. Die Wirksamkeit der Allgemeinverfügung endet mit Ablauf 
des 31.05.2023.

Hinweis:
a) Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 1 des Bayerischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (BayVwVfG) ist nur der verfügende Teil einer Allge-
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Anlage 1

LANDESINNUNGSVERBAND FÜR DAS BAYERISCHE KAMINKEHRERHANDWERK 
- ABTEILUNG TECHNIK – 

Merkblatt und Erklärung zur Stilllegung einer Einzelraumfeuerungsanlage für feste Brennstoffe 
 

Gemäß der 1. Bundes-Immissionsschutzverordnung – 1. BImSchV sind Einzelraumfeuerungsanlagen, die die 
Einhaltung der in § 26 Abs. 1 genannten Grenzwerte nicht nachweisen können, außer Betrieb zu nehmen. Der 
Zeitpunkt der Nachrüstung oder Außerbetriebnahme ist an Ihrer Einzelraumfeuerungsanlage bereits 
verstrichen. 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht gehen von einer nicht mehr betrieben Einzelraumfeuerungsanlage 
keine nennenswerten Gefahren oder Belastungen für die Umwelt hervor. 

Mit der Unterzeichnung der Erklärung zur Stilllegung einer Einzelraumfeuerungsanlage erklären Sie bindend, 
dass Sie die Sorge tragen, dass Ihre Einzelraumfeuerungsanlage nicht mehr betrieben wird.  

Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen und sicheren Betriebes der Feuerungsanlage für feste Brennstoffe 
für sogenannte Notfälle sind folgende Punkte zu berücksichtigen: 

1. Ihre Feuerstätte für feste Brennstoffe wird nur für Notfälle (z.B. Katastrophenfall) vorgehalten. Dies 
bedeutet, dass die Feuerungsanlage nur im vorgenannten Ausnahmefall betrieben wird.  

2. Beim Notbetrieb muss der Betreiber der betriebsbereiten Feuerungsanlage, die/den bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in umgehend informieren. 

3. Der Notbetrieb der Feuerstätte darf nur mit zugelassenen und geeigneten Brennstoffen nach 
Herstellerangaben der Feuerstätte und gemäß der 1. BImSchV erfolgen. 

4. Die jährliche Überprüfung der Abgasanlage durch einen zugelassenen Schornsteinfegerbetrieb nach 
Nr. 1.10 der Kehr- und Überprüfungsordnung ihrer Abgasanlage bleibt erhalten, weil ihre 
betriebsbereite, jedoch dauernd unbenutzte Feuerstätte weiterhin angeschlossen ist. Bei Anschluss 
von mehreren Feuerstätten an eine Abgasanlage (Mehrfachbelegung) richtet sich die Anzahl der 
Kehrungen oder Überprüfungen nach der Feuerstätte, für die die höchste Anzahl der Kehrungen oder 
Überprüfungen festgesetzt ist. Die Kosten für die jährliche Überprüfung müssen von Ihnen getragen 
werden. Die Angaben zur fristgerechten Ausführung hierzu sind dem Feuerstättenbescheid des 
Grundstücks zu entnehmen. 

5. Unabhängig dieser oben genannten Regelungen (Nr.1-4) sind alle anderweitigen weitergehenden 
Verpflichtungen (z.B. SchfHwG, KÜO, 1.BImSchV), die den Betrieb von Feuerungsanlagen regeln, in 
diesem Zusammenhang beispielsweise die Durchführung der Feuerstättenschau,  einzuhalten und die 
anfallenden Gebühren zu übernehmen. 

6. Wird festgestellt, dass eine Feuerungsanlage entgegen § 26 Abs. 2 weiterbetrieben wird, kann durch 
die zuständige Behörde gemäß § 24 der 1. BImSchV ein Bußgeld gegen den Betreiber verhängt 
werden. 

Die Verpflichtung zur jährlichen Überprüfung nach Nr. 1.10 der KÜO können nur durch eine dauerhafte 
stillgelegte Anlage aufgehoben werden, wenn die Anschlussöffnungen für Feuerstätten an der Abgasanlage 
dichte Verschlüsse aus nicht brennbaren Stoffen unter Beachtung der erforderlichen Feuerwiderstandsdauer 
der Abgasanlage haben, und eine Mitteilung über die dauerhafte Stilllegung an den/die zuständige/n 
bevollmächtigte/n Bezirksschornsteinfeger/in schriftlich erfolgt ist (KÜO § 1 Abs. 3 Nr. 1). 

(Bitte zur Kenntnis nehmen und unterschrieben an die/den zuständige/n bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in zurück senden) 
 

 

__________________________________                  __________________________________          
Datum, Unterschrift Eigentümer/Vermieter                  Datum, Unterschrift Betreiber 
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Anlage 2

LANDESINNUNGSVERBAND FÜR DAS BAYERISCHE KAMINKEHRERHANDWERK 
- ABTEILUNG TECHNIK – 

Merkblatt und Erklärung zur Stilllegung einer zentralen Heizungsanlage für feste Brennstoffe 
 

Gemäß der 1. Bundesimmissionsschutzverordnung (1. BImSchV) unterliegen zentrale Heizungsanlagen für 
feste Brennstoffe einer wiederkehrenden immissionsschutzrechtlichen und gemäß der Kehr- und 
Überprüfungsordnung (KÜO § 1 Abs. 1) einer sicherheitstechnischen Überprüfung. Von der Kehr- und 
Überprüfungspflicht ausgenommen sind dauernd unbenutzte Anlagen, wenn die Anschlussöffnungen für die 
Feuerstätten an der Abgasanlage dichte Verschlüsse aus nicht brennbaren Baustoffen haben. Werden 
Feuerungsanlagen zwar für den Notfall in Betriebsbereitschaft erhalten, sind diese im Übrigen jedoch 
unbenutzt, ist eine jährliche Überprüfungspflicht der Feuerungsanlage (Kamin, Verbindungsstück, 
Verbrennungsluftversorgung) gegeben (siehe Nr. 1.10 der Anlage 1 zur KÜO). 

Ihre Heizungsanlage für feste Brennstoffe wird nur für Notfälle (z.B. Ausfall des für die Beheizung des 
Gebäudes vorgesehenen Heizungssystems) vorgehalten. Dies bedeutet, dass die Feuerungsanlage nur im 
vorgenannten Ausnahmefall betrieben wird. 

Die Pflicht eine wiederkehrende Überprüfung der Emissionen durchführen zu lassen ist in den §§ 14, 15 und 
25 der 1. BImSchV geregelt. Die Vorschrift verpflichtet die Betreiber bestimmter Feuerungsanlagen, 
Messungen durch eine/n Schornsteinfeger/in durchführen zu lassen. Bei dauernd unbenutzten Feuerstätten 
wird eine Anlage nicht betrieben. Somit ist eine Überwachung zur Einhaltung der Grenzwerte der 1. BImSchV 
nicht durchzuführen. Sobald jedoch eine solche Feuerstätte wieder betrieben wird, ist eine Feststellung der 
Staub- und Kohlenmonoxid-Emissionen gemäß der 1. BImSchV erforderlich. Der Betreiber ist dann 
verpflichtet, die/den zuständige/n bevollmächtigte/n Bezirksschornsteinfeger/in unverzüglich darüber zu 
informieren (§ 1 Abs. 2 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz). 

Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen und sicheren Betriebes der Feuerungsanlage für feste Brennstoffe 
in Notfällen sind folgende Punkte zu berücksichtigen: 

1. Eine anderweitige, als der oben genannten Nutzung (nur Vorhaltung für den Notbetrieb im 
Katastrophenfall) des Heizkessels (Heizbetrieb) zieht eine immissionsschutzrechtliche 
Überwachung gemäß §§ 14, 15 und 25 der 1. BImSchV nach sich. 

2. Beim Ausfall der Fernwärme- oder anderweitigen zentralen Wärmeversorgung und Notbetrieb 
der unbenutzten Feuerungsanlage, hat der Betreiber die/den bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in umgehend zu informieren damit die geforderte Überwachung der 
Grenzwerte erfolgen kann. 

3. Der Notbetrieb der Feuerstätte darf nur mit zugelassenen und geeigneten Brennstoffen gemäß 
der 1. BImSchV erfolgen. 

4. Die Feuerungsanlage ist zum Erhalt der Betriebs- und Brandsicherheit für den Notfall einmal 
jährlich durch eine/n Schornsteinfeger/in zu überprüfen (siehe Nr. 1.10 der Anlage 1 zur KÜO). 
Die Angaben zur fristgerechten Ausführung hierzu sind dem Feuerstättenbescheid des 
Grundstücks zu entnehmen. 

5. Unabhängig dieser oben genannten Regelungen (Nr.1–4) sind alle weitergehenden 
Verpflichtungen (z.B. SchfHwG, KÜO, 1.BImSchV, EnEV), die den Betrieb von 
Feuerungsanlagen regeln, in diesem Zusammenhang beispielsweise die Durchführung der 
Feuerstättenschau, einzuhalten und die anfallenden Gebühren zu übernehmen. 

6. Wird festgestellt, dass eine Feuerungsanlage entgegen § 25 Abs. 1 weiterbetrieben wird, kann 
durch die zuständige Behörde gemäß § 24 der 1. BImSchV ein Bußgeld gegen den Betreiber 
verhängt werden. 

(Bitte zur Kenntnis nehmen und unterschrieben an die/den zuständige/n bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in zurück senden) 

__________________________________                                       __________________________________  
Datum, Unterschrift Eigentümer/Vermieter                  Datum, Unterschrift Betreiber 


